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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsgesetz 2020 und dem NRW-Rettungsschirmgesetz, die der Land-
tag am 24. März 2020 beschlossen hat, sind gemäß § 31 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 2020 
Einwilligungen des Haushalts- und Finanzausschusses (HFA) für die vom Ministerium der Fi-
nanzen einzurichtenden Haushaltstitel und Titelgruppen sowie Haushaltsvermerke für die Ver-
ausgabung von Mitteln zur Abfederung der direkten und indirekten Folgen der Corona-Krise 
erforderlich geworden.  
 
Die Regelungen des § 31 Abs. 2, die durch das genannte erste Nachtragshaushaltsgesetz in 
das Haushaltsgesetz 2020 aufgenommen worden sind, wurden sowohl im Haushaltsgesetz 
2021 als auch im Haushaltsgesetz 2022 fortgeschrieben. Die von der Landesregierung vorge-
sehenen Ausgaben bedurften weiterhin der Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschus-
ses, sofern die Zustimmung im Hinblick auf die Dringlichkeit und Eilbedürftigkeit der Ausgaben 
rechtzeitig erreicht werden kann. Zu der Frage, ob eine Zustimmung des Haushalts- und Fi-
nanzausschuss erreicht werden kann, ist dieser zu konsultieren (Konsultationsverfahren). 
Kann die Zustimmung nicht rechtzeitig erreicht werden, hatte die Landesregierung den Haus-
halts- und Finanzausschuss zeitnah zu unterrichten.  
 
Der Landtag wurde in der 17. Wahlperiode seit Beschluss des NRW-Rettungsschirmgesetzes 
insgesamt vier Mal über die dem HFA zur Entscheidung vorgelegten Maßnahmen unterrichtet. 
Der erste Bericht (Drs. 17/9929) umfasste den Zeitraum 24. März 2020 bis 24. Juni 2020. Die 
Unterrichtung in Drucksache 17/14348 (Neudruck) und Drucksache 17/16527 (Neudruck) um-
fassten die Berichtszeiträume 25. Juni 2020 bis 24. Juni 2021 und 25. Juni 2021 bis einschließ-
lich 13. Februar 2022. Letztmalig wurde der Landtag der 17. Wahlperiode mit dem Bericht des 
Vorsitzenden in der Drucksache 17/17119 über die Befassungen des HFA mit Maßnahmen 
gemäß § 31 Abs. 2 Satz HHG 2022 unterrichtet. 
 
Die vorliegende Unterrichtung schließt nunmehr an die 17. Wahlperiode an und beschreibt 
abschließend den Berichtszeitraum bis einschließlich 31. Dezember 2022. Mit dem Haushalts-
gesetz des laufenden Jahres 2023 ist nur noch die Abwicklung des NRW-Rettungsschirms 
(Zinsen und Tilgung) vorgesehen. Die Einwilligung des HFA in Corona-Maßnahmen entfällt 
somit. Der § 31 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 2023 zielt nunmehr auf die Bewältigung der 
Folgen des Ukraine-Krieges ab. Die Einwilligung in Maßnahmen erteilt in diesem Fall der Land-
tag. In dem hier vorliegenden Bericht wird daher auch abschließend in einer Gesamtschau 
über den Corona-Rettungsschirm berichtet.   
 
 
B Befassungen des HFA mit Maßnahmen gemäß § 31 Abs. 2 Satz 1 Haushaltsgesetz 

2022 
 
Die Befassungen des HFA mit Vorlagen der Landesregierung, die in den Sitzungen des Haus-
halts- und Finanzausschusses in der Zeit seit der Konstituierung des Landtags der 18. Wahl-
periode bis einschließlich 31. Dezember 2022 behandelt worden sind, sind im Folgenden ein-
zeln aufgeführt. Eine Entscheidung des Ministers der Finanzen nach § 31 Abs. 2 Satz 3 Haus-
haltsgesetz 2022 wurde in Bezug auf die in Vorlage 18/34 genannten Maßnahme getroffen 
und der Ausschuss entsprechend mit Vorlage 18/51 über die Durchführung der Maßnahme 
unterrichtet. 
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Sitzung des HFA am 30. Juni 2022: 

Vorlage 18/15 
Erweiterung der Zweckbestimmung Kulturstärkungsfonds (Ergänzung der Vorlage 
17/5216 i.V.m der Vorlage 17/3588) 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/16 
Bereitstellung von Mitteln für die Beschaffung von Selbsttests für die Beschäftigten 
des Ministeriums des Innern - Verlängerung des Verwendungszeitraums für Testun-
gen gemäß der Vorlagen 17/6153 und 17/6266 bis Ende des Jahres 2022 (ab 27. Ka-
lenderwoche) 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/17 
Erweiterung der Zweckbestimmung der Vorlage 17/6153 hinsichtlich der Beschaf-
fung von Tests für die Gefangenen im Justizvollzug 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 

 
Vorlage 18/19 
Fortsetzung des Programms Kita-Helfer*innen der Kindertageseinrichtungen bis 
zum Ende des Jahres 2022 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu 
 

Vorlage 18/20 
Fortsetzung der zum 31. Juli 2022 auslautenden Testfinanzierung für Kinder in der 
nach dem KiBiz geförderten Kindertagesbetreuung, in heilpädagogischen Grup-
pen/Einrichtungen und in Brückenprojekten für die Zeit bis zum 31. Dezember 2022 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/21 
Unterstützung der Kommunen bei der Kontaktnachverfolgung 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

 

Sitzung des HFA am 25. August 2022: 

Vorlage 18/34 
Fortführung der Antigen-Selbsttests im Haushaltsjahr 2022 für die Zeit nach dem 
9. August 2022 bis zum 31. Dezember 2022 
Unterrichtung über die Durchführung der Maßnahme in Vorlage 18/51 
Zur Kenntnisnahme durch den Ausschuss. 

Vorlage 18/52 
Leistungsausgaben nach § 56 Abs. 1 und Abs. 1 a Infektionsschutzgesetz 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/53 
Verlängerung und Erhöhung – Mehrkosten in den Maßregelvollzugseinrichtungen 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/54 
Aufstockung der Mittel zur Förderung zusätzlicher Busverkehre zur Schülerbeförde-
rung 
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Mit den Stimmen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD sowie bei Enthal-
tung der FDP stimmt der Ausschuss zu. 
 

Vorlage 18/55 
Fortführung und Ausweitung des Sonderprogramms zur Beschaffung von mobilen 
Luftreinigern in Schulen und Kindertagesein-richtungen (Kitas) gemäß Vorlage 
17/5537 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/64 
Bereitstellung von Mitteln für die Beschaffung von Selbsttests für die Beschäftigten 
der Landesfinanzverwaltung – Verlängerung des Verwendungszeitraums bis zum 
31. Dezember 2022 (Vorlagen 17/6156 und 17/6547) 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/65 
Aufstockung des Programms „Kommunale Investitionen in Klimaschutzprojekte“ 
Mit den Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von FDP 
und AfD sowie bei Enthaltung der SPD stimmt der Ausschuss der Vorlage 18/65 zu. 
 

Vorlage 18/66 
Besuchs-, Öffnungs- und Hygienekonzepte im Bereich der Eingliederungshilfe 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

 

Sitzung des HFA am 22. September 2022: 

Vorlage 18/89 
Verlängerung der Bereitstellung von Mitteln für Schutzausstattungen für Förderschu-
len und Schulen des Gemeinsamen Lernens (öffentliche Schulen und Ersatzschulen) 
gemäß Vorlage 17/4356 sowie 
Verlängerung der Bereitstellung von Mitteln für die Beschaffung von FFP2-Masken 
für Betreuerinnen und Betreuer im offenen Ganztag beziehungsweise in weiteren Be-
treuungsangeboten (öffentliche Schulen und Ersatzschulen) gemäß Vorlage 17/4731 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

 

Sitzung des HFA am 27. Oktober 2022 

Vorlage 18/321 
Verlängerung des „Ausfallfonds I für Kinofilme und High-End-Serienproduktionen“ 
und „Ausfallfonds II für TV-Produktionen“ bis zum 31. Dezember 2022 (Vorlage 
17/4206) 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

 

Sitzung des HFA am 1. Dezember 2022 

Vorlage 18/531 
Zuschüsse für Betriebskosten an die Universitätskliniken als Folge der Corona- 
Pandemie 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/532 
Studierendenwerke Nordrhein-Westfalen  
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Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/533 
Erweiterung der Zweckbestimmung Kulturstärkungsfonds (Ergänzung der Vorlage 
18/15 i.V.m. der Vorlage 17/3588) 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

 

Sitzung des HFA am 15. Dezember 2022 

Vorlage 18/560 (Neudruck) 
Weitere Unterstützung der Kommunen bei der Bewältigung ihrer Corona-bedingten 
Haushaltsbelastungen im Jahr 2022  
Stellungnahme 18/148 der Kommunalen Spitzenverbände. 
Der Ausschuss stimmt zu. 
 

Vorlage 18/586 
Leistungsausgaben nach § 56 Abs. 1 und Abs. 1 a Infektionsschutzgesetz  
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/587 
Pandemiebedingte Mehrkosten im Rahmen der Durchführung der Landtagswahl 
Nordrhein-Westfalen 2022 – Erweiterung der Zweckbestimmung Vorlage 17/6160 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

Vorlage 18/588 
Erhalt der nach dem Weiterbildungsgesetz geförderten Einrichtungen in anderer 
und kommunaler Trägerschaft („Notfonds Weiterbildung“) 
Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 
 

 
 
C Übersichten des Ministeriums der Finanzen über Einnahmen und Ausgaben  
 
In der Vorlage 18/724 nimmt das Ministerium der Finanzen in Bezug auf den vorläufigen Jah-
resabschluss 2022 – Sondervermögen NRW-Rettungsschirm Stellung (Stand 9. Januar 2023). 
Hierin werden auch in einer Anlage 1 zu den Landesmaßnahmen Corona aus dem NRW-
Rettungsschirm und in einer Anlage 2 zu Bundesmaßnahmen Corona berichtet. In der 13. 
Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am 19. Januar 2023 beantwortet der Minister 
der Finanzen Nachfragen hierzu. Eine maßnahmenscharfe Übersicht zu den Corona-Maßnah-
men wird für die 14. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am 9. Februar 2023 in 
Aussicht gestellt. 
 
1. Gesamtübersicht 
 
Aus der Vorlage 18/724 ergibt sich die folgende Gesamtdarstellung in Bezug auf den NRW-
Rettungsschirm zum 9. Januar 2023: 
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Im Haushaltsvollzug des allgemeinen Haushalts 2022 haben sich Verbesserungen von 1.912 
Mio. Euro ergeben. Diese werden in voller Höhe dem Sondervermögen „NRW-Rettungs-
schirm" zugeführt und dort ausschließlich zur Tilgung von Krediten verwendet. Unter Bezug-
nahme auf die Vorlage 18/715 mit dem vorläufigen Jahresabschluss handelt es sich bei den 
Verbesserungen um ein Saldo aus Verbesserungen auf der Einnahmenseite in Höhe von 
1.867 Mio. Euro, und auf der Ausgabenseite in Höhe von 44 Mio. Euro. 
 
 
2. Einzelergebnisse (Ist-Ausgaben) 
 
Ausweislich der Vorlage 18/72 hat der Haushalts- und Finanzausschuss in den Jahren 2020 
bis 2022 aus dem Rettungsschirm finanzierte Landesmaßnahmen in Höhe von 16.175 Mio. 
Euro bewilligt. Bislang wurden Ausgaben in Höhe von 13.106 Mio. Euro geleistet. 
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Eine Übersicht der Ausgaben nach Ressorts findet sich im Folgenden (Anlage 1 der Vorlage 
18/724): 

 
 
Mit Vorlage 18/801 übermittelte das Ministerium der Finanzen außerdem eine maßnahmen-
scharfe Zuordnung der abgeflossenen Mittel sowie eine Übersicht der zum Ende des Jahres 
2022 ausgelaufenen Maßnahmen. Die tabellarische Übersicht ist diesem Bericht auch als An-
lage beigefügt. 
 
 
3. Kreditaufnahmen 
 
Zur Finanzierung der Maßnahmen des NRW-Rettungsschirms ist das Ministerium der Finan-
zen ermächtigt Kreditmittel von bis zu 25.000 Mio. Euro aufzunehmen (§ 2 Absatz 1 Nummer 
3 Nachtragshaushaltsgesetz 2020 bzw. Haushaltsgesetz 2021 und 2022 sowie Nachtrags-
haushaltsgesetz 2022). Die erforderliche Zustimmung des Haushalts- und Finanzausschusses 
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hierzu erfolgt jeweils auf Basis einer Vorlage des Ministers der Finanzen im Wege der globalen 
Ermächtigung (§ 31 Absatz 2 Satz 4 Nachtragshaushaltsgesetz 2020 bzw. Haushaltsgesetz 
2021 und 2022 sowie Nachtragshaushaltsgesetz 2022).  
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss hat im Jahr 2020 Kreditaufnahmen von insgesamt 
15.000 Mio. Euro bewilligt (Vgl. Vorlagen 17/3180, 17/3218 (Neudruck) und 17/3677). Am 
2. September 2021 wurde eine weitere Kreditaufnahme in Höhe von 5.000 Mio. Euro (Vorlage 
17/5626) bewilligt.  
 
In der folgenden Übersicht sind die Kreditaufnahmen für den Rettungsschirm in den Jahren 
2020 bis 2022 dargestellt: 

 
 
 
 
4. Voraussichtliche Entwicklung des Rettungsschirms in 2023 
 
Die nachfolgende Übersicht stellt die voraussichtliche Entwicklung des Rettungsschirms in 
2023 dar: 
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D Schlussbemerkung der Vorsitzenden 
 
Mit Inkrafttreten des Gesetzes über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nord-
rhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2023 (Haushaltsgesetz 2023) sowie des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Errichtung eines Sondervermögens zur Finanzierung aller direk-
ten und indirekten Folgen der Bewältigung der Corona-Krise (NRW-Rettungsschirmgesetz) 
endeten die bis dato in § 31 Abs. 2 des HHG 2022, HHG 2021 und HHG 2020 festgeschrie-
benen Regelungen zur Abfederung der direkten und indirekten Folgen der Corona-Krise. Der 
am 31. Dezember 2022 vorhandene Bestand wird für Zins und Tilgung der für Zwecke des § 2 
Absatz 1 des NRW-Rettungsschirmgesetzes aufgenommenen Kredite verwendet. 
 
In den Jahren 2020 bis 2022 haben die Entscheidungen über Maßnahmen nach § 31 Absatz 2 
des jeweils geltenden Haushaltsgesetzes allen Beteiligten eine hohe Flexibilität abverlangt.  
Die Vorlagen zu Einwilligungen des HFA in Maßnahmen der Landesregierung erreichten den 
Ausschuss in der Regel aus laufenden Kabinettssitzungen. Die Ausschussmitglieder hatten 
ein Verfahren vereinbart, nach dem der HFA möglichst noch in derselben Woche nach Ankün-
digung der Vorlagen zusammentreten und die Vorlagen beraten soll. Auch wurde den kom-
munalen Spitzenverbänden (gem. § 58 GO LT) kurzfristig Gelegenheit zur Abgabe einer Stel-
lungnahme bei Bedarf gegeben.  
 
In dem genannten Zeitraum hat der HFA alle Entscheidungen über Maßnahmen in aller Kürze 
abschließend getroffen. Einzige Ausnahme bildet die Maßnahme in Vorlage 18/34. Da es sich 
um eine Verlängerung der Maßnahme zu den Antigen-Selbsttests handelte, die der HFA be-
reits in der vergangenen Wahlperiode ausführlich beraten und bewilligt hatte (Vorlagen 
17/5337, 17/5339 und 17/6589), wurde entschieden, auf eine Befassung mit der Vorlage zu 
verzichten. Der Minister der Finanzen hat in seiner Eigenkompetenz entschieden und den HFA 
anschließend gem. § 31 Abs. 2 S. 3 HHG 2022 in Vorlage 18/51 über die Umsetzung unter-
richtet.  
 
Insgesamt wurden dem Haushalts- und Finanzausschuss mehr als 300 Vorlagen mit Maßnah-
men durch die Landesregierung zur Entscheidung vorgelegt. Programme zur Beschaffung von 
Luftfiltern für Schulen und Kitas, Unterstützung von Pflegeinrichtungen, Schule und Kitas bei 
der Durchführung von Corona-Tests, Förderung des Alltagshelferprogramms, Investitionspa-
kete für Krankenhäuser, Unterstützung von kulturellen Einrichtungen und Sportvereinen sind 
nur einige von vielen Maßnahmen, in die der HFA eingewilligt hat. Auch reagierten die Frakti-
onen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der 17. Wahlperiode mit verschiedenen 
Maßnahmen- und Maßgabenvorschlägen auf die Corona-Krise, die allerdings durch die regie-
rungstragenden Fraktionen nicht unterstützt wurden. 
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Die Corona-Krise stellte uns alle, Bürgerinnen und Bürger, Pflegeeinrichtungen, Schule und 
Kitas, Unternehmen, Regierung, Parlament, vor bis dahin ungeahnte Herausforderungen. Die 
vom HFA beschlossenen Maßnahmen bildeten einen wichtigen Baustein zur Abfederung der 
Folgen dieser Krise. Dass der Haushalts- und Finanzausschuss auf die Dringlichkeit der Maß-
nahmen mit der Durchführung oft kurzfristiger Sitzungen reagierte, zeugte von der Bedeutung, 
die dieser Krise und den Maßnahmen zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger beigemessen 
wurde. Als Vorsitzende des HFA spreche ich allen Beteiligten, insbesondere den Ausschuss-
mitgliedern sowie Mitarbeitenden der Fraktionen und Landtagsverwaltung, meinen Dank aus, 
die Beratung kurzfristig zugeleiteter Vorlagen möglich gemacht zu haben.   
 
Die Aufarbeitung der Pandemie mit Blick auf die Folgen für die Gesellschaft und der Ange-
messenheit der Maßnahmen beginnt aber gerade erst. Und parallel dazu hat sich der Landtag 
bereits in den Haushaltsberatungen für den Haushalt 2023 mit den Folgen des russischen 
Angriffskriegs auf die Ukraine auseinandersetzen müssen.  
 
Mit § 31 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes 2023 wird das Ministerium der Finanzen ermächtigt, 
für die Verausgabung der Mittel des Sondervermögens „Bewältigung der Krisensituation in 
Folge des russischen Angriffskriegs in der Ukraine“ erforderlichen Kapitel, Haushaltstitel und 
Titelgruppen sowie Haushaltsvermerke einzurichten. Allerdings mit einem entscheidenden Un-
terschied: anders als beim Corona-Rettungsschirm bedürfen die von der Landesregierung vor-
gesehenen Ausgaben der Einwilligung des Landtags.  
 
 
 
 
Anlage:  
Übersicht der Landesmaßnahmen Corona und Bundesmaßnahmen Corona Verausgabung 
(vgl. Vorlage 18/801) 
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